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Fälle zu IV. 2.: 


Bestandskraft eines Verwaltungsaktes und Anwendungsvorrang des EG-Rechts





Fall 1: B bezieht Invalidenrente. Diese ist für verheiratete Frauen niedriger als für verheiratete Männer. Eine EG-Richtlinie, die zum 1.7.1991 umzusetzen war, forderte die Gleichbehandlung. Der Gesetzgeber setzt die Richtlinie im Jahre 1997 um, mit Wirkung ab dem 1.1.998. Zum 1.1.1998 erhielt B aufgrund eines neuen Bescheids vom 12.12.1997 den höheren Betrag. Die B fordert, als sie im März 2001 von der Richtlinie erfährt, dann eine Nachzahlung für den Zeitraum vom 1.7.91 bis 31.12.97. Die Behörden lehnen das unter Hinweis auf die Bestandskraft des VA vom 12.12.1997 ab. Zu Recht? (Nach EuGH, Slg. 1991, I-4269 - Emmot).





Fall 2: In Dänemark waren Kapitalgesellschaften, die eine Gesellschaft oder eine Kapitalerhöhung eintragen ließen, in den Jahren 1983 bis 1992 verpflichtet, eine Gebühr in Höhe von 4 Promille des gezeichneten Kapitals bzw. der Kapitalerhöhung zu bezahlen. Die GFS-Gesellschaft fand im Jahre 1991 heraus, daß dies gegen eine Richtlinie der EG verstößt, die seit 1972 umzusetzen war, aber erst 1992 ordnungsgemäß in dänisches Recht umgesetzt wurde. Sie begehrt daher die Rückzahlung der von ihr sieben Jahre zuvor geforderten Gebühr. Die Behörden halten dem den Ablauf der Verjährungsfrist entgegen. Der Anspruch auf Rückerstattung von Abgaben sei nach Ablauf von fünf Jahren verjährt. Die Verjährungsfrist beginne mit Fälligkeit der Rückforderung. Die GFS wendet ein, da die Richtlinie bislang nicht ordnungsgemäß umgesetzt worden war, laufe die Verjährungsfrist nicht. Ist dem so? (nach EuGH, Slg. 1997, I-6783 – Fantask)





Fall 3: In Österreich wurde im Jahre 1990 dem A per Verwaltungsakt aufgegeben, seine Bootsanliegeplätze nur an österreichische Staatsangehörige zu vermieten. Zum 1.1.1995 tritt Österreich der EU bei. A vermietet daraufhin seine Anliegeplätze auch an Deutsche. Die österreichischen Behörden leiten ein Bußgeldverfahren gegen A ein wegen Zuwiderhandlung gegen den bestandskräftigen VA. A meint, wegen des Vorrangs des EG-Rechts dürfe die Bestandskraft nicht mehr gelten. Steht dem Bußgeldverfahren EG-Recht entgegen? (Nach EuGH, Slg. 1999, I-2517)
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Fälle zu IV. 3.: Ermessen und Abwägungen 





Fall 4: In Art. 41 der Verordnung 337/79 über die Marktordnung für Wein wird die Kommission ermächtigt, die obligatorische Destillation von Tafelwein anzuordnen, wenn bei hohen Erträgen ein starker Preisverfall zu befürchten ist. Die Mitgliedstaaten sind dann nach Art. 64 der VO verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung der EG-Vorschriften zu gewährleisten.


Die Kommission legte im Jahr 1985 durch eine Verordnung entsprechende Gesamtmengen an Tafelwein fest, die zu destillieren waren. Die deutschen Stellen erließen daraufhin an die deutschen Winzer Verwaltungsakte, mit denen sie den einzelnen Winzern aufgaben, je eine bestimmte Menge zur destillieren. Eine sofortige Vollziehung wurde nicht angeordnet. Die Winzer legten dann mehrheitlich Widerspruch ein. Aufgrund der aufschiebenden Wirkung der Widersprüche konnten sie dann ihren Wein noch verkaufen. Die Kommission verklagte die Bundesrepublik wegen Vertragsverletzung. Die Bundesrepublik macht geltend, sie sei nicht verpflichtet, Zwangsmittel nach nationalem Recht einzusetzen. Außerdem sei es ihre Sache zu beurteilen, welche Maßnahmen am besten die Beachtung des EG-Rechts gewährleisten würden. Es hätten ernsthafte Zweifel an der Gültigkeit der EG-rechtlichen Vorschriften über die obligatorische Destillation bestanden. Wird die Bundesrepublik verurteilt werden? (nach EuGH, Slg. 1990, I-2879 – Tafelwein) 
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Fälle zu V. 1.: § 48 ff VwVfG und Rücknahme EG-rechtswidriger Beihilfen 





Fall 5: Alcan


Die Alcan GmbH betrieb eine Aluminiumhütte, deren Fortbestand gefährdet war. Um die Schließung der Hütte zu verhindern, zahlt die bayerische Landesregierung eine zinslose, in 20 Jahren rückzahlbare Überbrückungshilfe. Zwei Wochen vor Auszahlung hatte die Landesregierung die Hilfe der Kommission angezeigt, die daraufhin sofort ein Prüfungsverfahren einleitete und Bedenken bezüglich der Vereinbarkeit mit dem EGV mitteilte. Die Kommission stellte dann gut zwei Jahre nach der Auszahlung der Hilfe die formelle und materielle Unvereinbarkeit der Beihilfe mit dem EGV fest und fordert die Bundesrepublik auf, die Beihilfe zurückzufordern. Die Bundesregierung weist demgegenüber auf rechtliche Schwierigkeiten wie etwa den Vertrauensschutz des Unternehmens hin. Dennoch besteht die Kommission auf der Rücknahme. Die Behörden bleiben weiter untätig. Nach weiteren drei Jahren wird die Bundesrepublik wegen Nichtbefolgung der Entscheidung der Kommission verurteilt. Einige Monate später nimmt das Land dann die Beihilfebewilligung zurück und fordert Alcan zur Rückzahlung auf. Gegen diesen Bescheid legt Alcan Widerspruch ein. Sie wendet sich gegen die Rücknahme der Bewilligung unter Hinweis auf das Verstreichen der Jahresfrist nach Art. 48 IV BayVwVfG und unter Hinweis auf ihren Vertrauensschutz: Die Beihilfezahlung sei längst ausgegeben. Eine Rückzahlung führe zum Konkurs der Gesellschaft.Außerdem habe die Behörde nicht erkannt, daß Art. 48 I BayVwVfG eine Ermessensentscheidung sei. Sie habe ihr Ermessen daher gar nicht ausgeübt, was alleine schon eine Aufhebung der Rücknahme erfordere. Hat der Widerspruch Erfolg? Falls Nein, kann die Alcan GmbH von Bayern Entschädigung fordern? 


(s. EuGH, Slg. 1997 I-1591 = EuZW 1997, 276 –Alcan; BVerwGE 92, 81; 106, 328 = BayVBl. 1999, 22; BVerfG, EuZW 2000, 445 = NJW 2000, 2015)





Fall 6: Da die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse in der EG idR höher sind als auf dem Weltmarkt, vergibt die EG Beihilfen. So ist in der VO136/66 vorgesehen, daß Ölmühlen, die in der EG produzierten Raps vermahlen, eine Beihilfe bekommen, um den höheren Einkaufspreis für Raps in der EG auszugleichen. Die Subvention wird aus dem EG-Haushalt bezahlt. In Deutschland ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) für die Bewilligung der Beihilfen zuständig. Die BLE bewilligt der Ölmühle GmbH eine Beihilfe, weil diese irischen Raps verarbeitet. Bei der Berechnung der Höhe ist indes ein Fehler aufgetreten, weil ein Teil des Rapses nicht aus Irland, sondern aus Nordirland stammt, so daß insoweit ein anderer Beihilfebetrag zugrundezulegen gewesen wäre. Dieser Irrtum war auch der GmbH nicht bekannt; er ging auf ein falsches Testat eines Labors zurück, das die GmbH bei Beantragung der Beihilfe vorlegen mußte. Die BLE nimmt daraufhin den Bewilligungsbescheid zurück und fordert die Rückzahlung der Beihilfe von der GmbH. Diese verweist darauf, daß das Geld schon für die Bezahlung des Richtpreises an den Rapshersteller ausgegeben und sie daher entreichert sei und daß ihr Vertrauensschutz zustehe und erhebt Widerspruch. Die BLE verweist demgegenüber darauf, daß die Ursache der Rechtswidrigkeit in der Risikospähre der GmbH lag. Wird ihr Widerspruch Erfolg haben? 


(nach EuGH, Slg. 1998, I- 4767 = EuZW 1998, 603 - Oelmühle Hamburg)
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Fälle zu V. 2.: Akteneinsicht, § 29 VwVfG und UIG 





Fall 7: Herr M ist Eigentümer eines in der Nähe einer Deponie gelegenen Wohngrundstücks, auf dem er einen Hausbrunnen errichtete. Da er Verunreinigungen durch die Deponie befürchtet, fordert er die städtische Deponiebetreiberin auf, Probemessungen durchführen zu lassen. Dies geschieht. M will die Daten über die Umweltbelastungen mitgeteilt erhalten und fordert volle Einsicht in alle diesbezüglichen Unterlagen. Das verwehrt ihm die Deponiebetreiberin, da er kein berechtigtes Interesse habe. Außerdem verweist sie darauf, daß die Daten in einem laufenden Verwaltungsverfahren gegen ein in der Nähe gelegenes Industriewerk benötigt würden. Das Verfahren sei noch nicht abgeschlossen. Für diesen abschlägigen Bescheid setzt die Betreiberin eine Gebühr von € 20 fest. M ist empört. Er verweist auf das Umweltinformationsgesetz (UIG) und die zugehörige Richtlinie der EG als Rechtsgrundlage für ein Einsichtsrecht und erhebt Widerspruch gegen den Bescheid und die Kostenfestsetzung. Die Betreiberin meint, ein Widerspruch gegen die Ablehnung der Akteneinsicht wäre unzulässig, weil sie als unselbständige Verfahrenshandlung gemäß § 44a VwGO nicht separat angegriffen werden könne. Ist der Widerspruch erfolgreich? (Nach BVerwG, DVBl 1997, 439; EuGH, DVBl. 1998, 1176; DVBl. 1999, 1494) 





Zur Fallösung ist das Umweltinformationsgesetz (UIG) (Sartorius Nr. 294) und die beigefügte Umweltinformationsrichtlinie (Amtsblatt der EG 2003, L, Nr. 41, S. 26 ff; Neufassung der alten UI-RL, ABl.EG 1990, Ausgabe L, Nr. 158, S. 56 ff) mitzubringen.
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Fall zu V.3. Nichtigkeit öffentlich-rechtlicher Verträge





Fall 8:


Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben war mit der Privatisierung ehemals volkseigener land- und forstwirtschaftlicher Flächen beauftragt. Mit notariellem Vertrag vom 1. 9. 1997 veräußerte sie im Rahmen des Flächenerwerbsprogramms nach § 3 AusglLeistG in der Fassung (a.F.) vom 27. 9. 1994 (BGBl I, 2628) rund 80 ha Ackerland an die Fa. X. Unter Bezugnahme auf die Bestimmungen des Ausgleichsleistungsgesetzes vereinbarten die Parteien einen Kaufpreis von insgesamt 443.952 DM. Die Fa. X. wurde am 29. 7. 1998 als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen. Am 20. 1. 1999 entschied die EG-Kommission (ABlEG Nr. L 107 v. 24. 4. 1999, S. 21), dass das in § 3 AusglLeistG a.F. geregelte Flächenerwerbsprogramm mit dem Gemeinsamen Markt nicht vereinbare Beihilfen enthalte. Der Bundesrepublik Deutschland wurde aufgegeben, gewährte Beihilfen nach Maßgabe des deutschen Rechts einschließlich Zinsen ab dem Zeitpunkt der Gewährung zurückzufordern und zukünftig Beihilfen dieser Art nicht mehr zu gewähren. Auf der Grundlage der zur Erfüllung der Rückforderungspflicht durch das Vermögensrechtsänderungsgesetz vom 15. 9. 2000 (BGBl I, 1387) eingeführten Vorschriften des § 3a AusglLeistG bestimmte die Bundesanstalt einen neuen Kaufpreis für die von dem Bekl. begünstigt erworbenen Flächen in Höhe von 498443,89 DM. Mit Schreiben vom 15. 11. 2000 forderte sie die Fa. X erfolglos zur Nachzahlung des Differenzbetrags sowie zur Zahlung von Zinsen für die Zeit vom 1. 10. 1997 bis zum 15. 11. 2000. Die Fa X wendet dagegen ein, die rückwirkende Veränderung des Kaufpreises sei unrechtmäßig und widerspreche Vertrauensschutz und Rechtsstaatsgeboten. (Fall nach BGH, EuZW 2003, 444) 


Hat die Klage Aussicht auf Erfolg?





Hinweis auf den Wortlaut von §  3a Besondere Vorschriften für Altkaufverträge


(1) Kaufverträge, die vor dem 28. Januar 1999 auf Grund von § 3 abgeschlossen wurden, gelten mit der Maßgabe als bestätigt, dass der Verkäufer ... den Kaufpreis nach den Absätzen 2 und 3 bestimmt.


(2) Bei Verträgen über landwirtschaftliche Flächen ... hebt der Verkäufer den Kaufpreis durch einseitige schriftliche Willenserklärung auf den Betrag an, der dem Wertansatz in § 3 Abs. 7 Satz 1 und 2 entspricht. ... Der Nachforderungsbetrag ist ab dem im Kaufvertrag vereinbarten Fälligkeitszeitpunkt zu verzinsen. 


(4) Passt der Verkäufer den Kaufpreis nach Absatz 2 ... an, kann der Käufer innerhalb einer Frist von einem Monat vom Zugang der Anpassungserklärung an durch schriftliche Erklärung vom Vertrag zurücktreten. In diesem Fall sind der Käufer zur Rückübertragung des Grundstücks an den Verkäufer und der Verkäufer zur Rückzahlung des Kaufpreises und zur Erstattung des Betrages verpflichtet, um den sich der Wert des Kaufgegenstandes durch Verwendungen des Käufers erhöht hat. ... 
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Fälle zu VI.: EG-Recht und Verwaltungsprozeßrecht





Fall 9: Familie A lebt in der bayerischen Großstadt I. Das Wirtschaftsleben dieser Stadt ist besonders von Ölraffinerien abhängig, die in großer Anzahl in I ansässig sind. Die Raffinerien verbrennen bei der Verarbeitung von Rohöl zu Benzin freiwerdende Stoffe durch beständige Feueranlagen. Familie A sieht sich dadurch auf Dauer in ihrer Gesundheit beeinträchtigt und will von den Behörden ein Einschreiten gegen die Anlagen unter Berufung darauf erreichen, daß die Anlagen unter Verletzung von § 5 BImschG betrieben würden. Herr A weist nach, daß die Schadstoffbelastung der Luft in I infolge der Anlagen die Grenzwerte für Schadstoffe, wie sie durch die EG-Richtlinie 80/779 festgelegt worden sind, übersteigt. Belästigungen und Beeinträchtigungen gingen zwar gegenwärtig noch nicht davon aus, doch seien im Sinne der Vorsorge bereits jetzt Maßnahmen zu treffen. Er begehrt deshalb ein Einschreiten der Behörden. Diese lehnen das ab. Ist ein Widerspruch dagegen zulässig?








Art. 2 I RL 80/779 über Grenzwerte und Leitwerte der Luftqualität für Schwefeldioxid und Schwebstaub, ABl.EG 1980, Nr. L 229/30):





„Die im Anhang I der Richtlinie festgelegten Grenzwerte dürfen insbesondere im Hinblick auf den Gesundheitsschutz im gesamten Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten während bestimmter Zeiträume unter den in den folgenden Artikeln festgelegten Bedingungen nicht überschritten werden“





§ 5 I Bundesimmissionsschutzgesetz (BImschG): 


Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, daß


schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können


Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen





Fall 10: Abwandlung zu Fall 4: Die Kommission legte im Jahr 1985 durch eine Verordnung Gesamtmengen an Tafelwein fest, die zu destillieren waren. Die deutschen Stellen erließen daraufhin an die deutschen Winzer Verwaltungsakte, mit denen sie den einzelnen Winzern aufgaben, je eine bestimmte Menge zur destillieren. Dabei ordneten sie, um den effektiven Vollzug der Vorgaben der Kommission sicherzustellen, den sofortigen Vollzug an. Die Winzer legten Widerspruch ein und begehrten bei den Gerichten die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ihrer Widersprüche. Die Winzer machen geltend, es bestünden ernsthafte Zweifel an der Gültigkeit der EG-rechtlichen Vorschriften über die obligatorische Weindestillation; daher seien die EG-Vorschriften außer Acht zu lassen, so daß für die Anordnungen die wirksame Rechtsgrundlage fehlten. Die Gerichte hätten daher die aufschiebende Wirkung wiederherzustellen. Hat der Antrag Erfolg?





Für die Fallösung ist von der Anwendbarkeit des § 80 VwGO auszugehen.
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Fälle zu VII.: EG-Recht und Staatshaftungsrecht





Fall 11:


In der EG sind durch eine RL unterschiedliche Steuersätze für Zigaretten und für Rauchtabak festgelegt. Der Steuersatz für Zigaretten ist höher. Die Fa. Brinkmann stellt Tabakstränge her, die in poröse Zellulose eingehüllt sind und die zu 30 Stück in einer üblichen Zigarettenpackung an den Verbraucher verkauft werden, allerdings nicht als Zigaretten, sondern bezeichnet als Tabakrollen. Diese müssen vom Verbraucher noch in Zigarettenpapierhülsen eingeschoben werden und sind dann verzehrfertig. Darauf wird auf der Verpackung auch hingewiesen.


Die deutschen Steuerbehörden sehen die Rollen als Zigaretten an und besteuern sie entsprechend. Die entsprechende RL war zwar noch nicht umgesetzt, doch haben die Behörden sie unmittelbar angewandt. 


Fa. Brinkmann klagt hiergegen. Es sei der falsche, zu hohe Steuersatz erhoben worden. Die Tabakstränge seien als Rauchtabak anzusehen. Die Fa. Brinkmann fordert die Behörde daher zu einer anderen Besteuerung auf und begehrt zugleich Schadensersatz, da die Verbraucher die Tabakrollen wegen des infolge der hohen Steuerbelastung identischen Preises wie Zigaretten nicht angenommen hätten und der Fa. Brinkmann dadurch ein Schaden entstanden sei. Bei richtiger, niedrigerer Besteuerung wäre das Produkt gekauft worden. Ein Schadensersatz stehe ihr schon deshalb zu, weil die Bundesrepublik die Richtlinie gar nicht erst umgesetzt habe.





Die RL definierte Zigaretten als Tabakrollen, die sich als solche zum Rauchen eignet und nicht Zigarren oder Zigarillos sind. Rauchtabak wird definiert als geschnittener Tabak, der sich ihne weitere industrielle Bearbeitung zum Rauchen eignet. 


(nach EuGH, Slg. 1998, I-5272 – Brinkmann)





Fall 12:


Herr Haim ist Italiener und besitzt ein Zahnarztdiplom der Universität Istanbul, Türkei. 1981 erhielt er eine Approbation als Zahnarzt in der Bundesrepublik. 1982 wurde sein Diplom in Belgien als gleichwertig anerkannt und er arbeitete seither als Zahnarzt mit Kassenzulassung in Belgien. 1988 beantragte er bei der Kassenzahnärztlichen Vereinigung (KVN), einer KdÖR, seine Zulassung als Kassenarzt. Nach § 3 ihrer ZulassungsOrdnung ist für diese Zulassung eine zweijährige Vorbereitungszeit Voraussetzung, die erlassen wird, wenn ein Zahnarzt ein nach EG-Recht anerkanntes Diplom in einem anderen Mitgliedstaat erworben hat und zugelassen ist. Da Haim die Vorbereitungszeit nicht erfüllt habe, wird er von der KVN abgelehnt. Außerdem wird als Begründung angeführt, daß Haim nicht die erforderlichen Sprachkenntnisse im Deutschen habe. Dagegen klagt er unter Berufung auf EG-Recht. Ferner fordert er Ersatz des Verdienstausfalles wegen der unterbliebenen Kassenzulassung. Zu Recht? 





Als ein anerkanntes Diplom zählt nach Art. 3 der RL 78/686 ein Diplom, das in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellt wurde. Art. 20 der RL sah vor, daß die Mitgliedstaaten eine Vorbereitungszeit für die Zulassung als Kassenzahnarzt von max 6 Monaten verlangen können. (nach EuGH, Slg. 2000, I-5151- Haim)


